
 

2. Änderungssatzung vom 18.12.2025 zur Kurbeitragssatzung der Stadt Bad Oeynhausen i.d.F. der ersten Änderungssatzung vom 
17.10.2025 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) in Verbindung mit § 11 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW S. 610), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1150) hat der Rat der Stadt Bad Oeynhausen in seiner Sitzung 
am 17.12.2025 folgende zweite Änderungssatzung zur Kurbeitragssatzung der Stadt Bad Oeynhausen i.d.F. der ersten 
Änderungssatzung vom 17.10.2025 beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
Die Kurbeitragssatzung der Stadt Bad Oeynhausen i.d.F. der ersten Änderungssatzung vom 17.10.2025 wird um den folgenden § 14 
ergänzt. Der bisherige § 14 Inkrafttreten wird zu § 15. 
 

§ 14 
Übergangsregelung 

 
(1) Allen Unterkunftsgebern im Erhebungsgebiet, die bisher den Kurbeitrag nicht von ihren Gästen eingezogen und an das 

Staatsbad abgeführt haben, wird eine Übergangsfrist bis zum 30.06.2026 gewährt, in der sie von den Bestimmungen des § 11 
Abs. 1 der Kurbeitragssatzung befreit sind. 
Innerhalb der Übergangsfrist sind diese Unterkunftsgeber verpflichtet, wie bisher ihre Gäste zur umgehenden Entrichtung der 
Kurbeiträge beim Staatsbad anzuhalten. 
 

(2) Bis zum 30.06.2026 wird zusätzlich zu den in § 5 Abs. 1 der Kurbeitragssatzung aufgeführten Befreiungstatbeständen eine 
Beitragsbefreiung für Personen, die nicht länger als eine Nacht im Erhebungsgebiet Unterkunft nehmen, gewährt. 

 
 

Artikel 2 
 

Diese zweite Änderungssatzung zur Kurbeitragssatzung der Stadt Bad Oeynhausen i.d.F. der ersten Änderungssatzung vom 
17.10.2025 tritt am 01.01.2026 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Bad Oeynhausen, 18.12.2025 
 
Bökenkröger 
Bürgermeister 
 


